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1. Geltungsbereich 
 
Die Aufstellung der Änderung Nr. 6 des Bebauungsplans Nr. 12 „Gewerbegebiet 
Haischwiese“ im Ortsteil Heinebach betrifft eine Fläche im Gewerbegebiet 
„Haischwiese“ am südöstlichen Rand der Ortslage von Heinebach. Der 
Geltungsbereich liegt an der Bundesstraße 83 (B 83) und wird von den Straßen 
„Nürnberger Straße“ (B 83) und „Haischwiese“ umfasst. Das Gewerbegebiet soll 
im Geltungsbereich der Planänderung nun eine Nutzungsänderung erfahren, die 
die Umwidmung des bestehenden Verwaltungsgebäudes zu Wohnungen 
ermöglicht. Eine Wohnnutzung ist im bestehenden Gewerbegebiet derzeit nur 
ausnahmsweise für Betriebsinhaber, Betriebsleiter und Aufsichts- und 
Bereitschaftspersonal zulässig. 
 
Der Geltungsbereich umfasst in der Gemarkung Heinebach, Flur 9 das Flurstück 
71/4 mit einer Fläche von insgesamt etwa 4.539 m2. 
 

 
 
Ausschnitt aus der Topografischen Karte mit der Lage der Teilgeltungsbereiche im Ortsteil Heinebach 

 
 
2. Verfahrensstand 
 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Alheim hat am 01.07.2025 die Aufstel-
lung der Änderung Nr. 6 des Bebauungsplans Nr. 12 „Haischwiese“ beschlossen. 
Dem Beschluss liegt die Absicht der neuen Eigentümerin der Flächen zugrunde, 
das vorhandene Verwaltungsgebäude für Wohnzwecke zu nutzen. Auftraggeberin 
für die Planungsleistungen ist Frau Julia Schäfer. Die Firma Schäfer Baustoffe 
betreibt in nächster Nähe einen Baumarkt. Das o.a. Grundstück wie auch weitere 
angrenzende Grundstücke wurden erworben, um die Lagermöglichkeiten für den 
Baumarkt zu erweitern.  
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Ausschnitt Luftbild mit der Ortslage Heinebach (Gemeinde Alheim), Bereich des Geltungsbereiches  

 
Die Aufstellung der Änderung dieses Bebauungsplans der Innenentwicklung 
erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB). Der 
bestehende Bebauungsplan korrespondiert weitgehend mit dem geltenden 
Flächennutzungsplan. In einem kleineren Teilbereich soll der Bebauungsplan aus 
dem Jahr 1975 nun erneut geändert werden. 
 

 
 
Ausschnitt aus dem geltenden FNP der Gemeinde Alheim für das Planungsgebiet 

 
Gemäß der Vorprüfung sind keine UVP-pflichtigen Vorhaben gem. Anlage 2 UVPG 
vorgesehen. Auch gibt es keine Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1  
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Abs. 6 Nr. 7a BauGB genannten Schutzgüter. Natura 2000-Gebiete sind von der 
Planung nicht betroffen.  
 
Über die Billigung und die Offenlegung des Entwurfs der Planung mit Stand 
20.08.2025 wurde durch die Gemeindevertretung am 09.09.2025 beschlossen. 
Die Offenlegung erfolgte vom 29.09.2025 bis zum 31.10.2025. Parallel wurden 
die Behörden und die sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die 
Nachbargemeinden beteiligt. 
 
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen wurde die Planung 
fortgeschrieben. Dies betrifft im Wesentlichen die Begründung für die Planung 
und die vorgesehene Nutzung sowie insbesondere zusätzliche Festsetzungen zum 
Schutz vor Geräuschimmissionen. 
 
Der fortgeschriebene Entwurf der Planung wurde am 17.02.2026 von der 
Gemeindevertretung gebilligt und die Offenlegung sowie die Beteiligung der 
Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange beschlossen. Die 
Planung wurde danach erneut im Rahmen der Beteiligung nach § 3 Abs. 2 BauGB 
i.V.m. § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren vom 02.04.2026 bis 
07.05.2026 öffentlich ausgelegt. Gleichzeitig erfolgte dabei auch wieder die 
Beteiligung der berührten Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Nachbargemeinden. 
 
Im Anschluss wurde am 09.06.2026 durch die Gemeindevertretung über die 
Abwägung aller Stellungnahmen und über die Satzung zur Änderung des 
Bebauungsplans beschlossen. Der Flächennutzungsplan wurde danach berichtigt. 
 
 
3. Örtliche Verhältnisse und Bedarf 
 
Der Geltungsbereich der Änderung Nr. 6 des Bebauungsplans Nr. 12 befindet 
sich am südöstlichen Ortsrand von Heinebach in einem bestehenden 
Gewerbegebiet. Die Grundstücksfläche wird bisher durch eine Spedition genutzt, 
die hier auch ihr Verwaltungsgebäude und daneben eine Betriebswohnung 
errichtet hat. Das Gelände ist fast eben und zum größten Teil versiegelt.  
 
Das Gebiet ist durch die bestehende Gemeindestraße „Haischwiese“ bereits 
erschlossen. Die Straße und auch die nachfolgende „Industriestraße“ bleiben mit 
ihrem Bestand erhalten und werden im Zusammenhang mit der Umsetzung der 
Änderung Nr. 6 des Bebauungsplans nicht weiter ausgebaut. Die Grundstücke im 
Umfeld sind bebaut bzw. werden als Lagerflächen genutzt. 
 
Die Grundstücke der ehemals hier ansässigen Spedition wurden von privater 
Seite erworben, um in unmittelbarer Nähe zum Baumarkt der Firma Schäfer 
weitere Betriebsflächen zu erlangen zur Lagerung und um die betrieblichen 
Abläufe zu optimieren und den Standort in Heinebach langfristig zu sichern.  
 
Bedarf an einem weiteren Verwaltungsgebäude seitens der Firma Schäfer besteht 
jedoch nicht. Die Bemühungen der neuen Eigentümerin, das Gebäude durch 
andere Gewerbetreibende oder Dienstleister gewerblich weiter zu nutzen, führte 
zu keinem Erfolg. Wohl aber beseht in Alheim Bedarf an bezahlbarem 
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Mietwohnungsraum. Das Gebäude soll im Sinne der Ressourcenschonung und 
Innenentwicklung daher nicht leer stehen, sondern zu diesem Zweck neu genutzt 
werden. Die Grundrisse und die Qualität der Bausubstanz bieten sich dafür an. 
Die Erschließung sowie Ver- und Entsorgung sind gesichert. Die vorhandene 
Infrastruktur kann also weiterhin genutzt werden. 
 

 
 
Ausschnitt Luftbild mit dem betroffenen Grundstück des Geltungsbereiches und seiner Umgebung 

 
Gleichzeitig wurde bereits bisher das Gelände südlich des ehemaligen 
Verwaltungsgebäudes für das ehemalige Logistikunternehmen genutzt und muss 
für die Lagerhaltung des Baumarktes Schäfer auch weiterhin gewerblich als 
Lagerfläche genutzt werden. Die Fläche stellt außerdem eine Verbindung 
zwischen den bisherigen Lagerflächen im Südwesten und Südosten des 
Geltungsbereiches her, was zu einer Optimierung von Betriebsabläufen führt. Aus 
der bisherigen gewerblichen Nutzung wird also entsprechend dem Bedarf eine 
gemischte Nutzung mit dem gewerblichen Anteil auf der südlichen Teilfläche und 
dem Wohnen samt der zugehörigen Erschließung auf der nördlichen Teilfläche. 
 
 
4. Planungshistorie, gegenwärtiges Planungsrecht, Erfordernis 
 
Der Regionalplan Nordhessen 2009 weist den Geltungsbereich als vorhandene 
Vorrangfläche für Industrie und Gewerbe aus. 
 
Der geltende Flächennutzungsplan (FNP) der Gemeinde Alheim weist den 
Geltungsbereich der Änderung des Bebauungsplans Nr. 12 als gewerbliche 
Baufläche aus. Der geltende Bebauungsplan (ursprünglich aus dem Jahr 1975) 
kann damit als aus dem FNP (genehmigt im Jahr 1998) entwickelt angesehen 
werden. Dies kann aufgrund der geringen Größe und der verhältnismäßigen 
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Anpassungen der Nutzungsmöglichkeiten auch für die geplante Änderung Nr. 6 
angenommen werden. Die Eigenart des gesamten Geltungsbereiches des 
ursprünglichen Bebauungsplans mit überwiegender gewerblicher Nutzung und 
einem geringeren Teil an Mischnutzung bleibt gewahrt. Allerdings muss im 
beschleunigten Verfahren zum Abschluss des Verfahrens noch der FNP berichtigt 
werden.  
 
Der ursprüngliche Bebauungsplan Nr. 12 „Haischwiese“ im Ortsteil Heinebach  
 

 
 
Ursprünglicher Bebauungsplan aus dem Jahr 1975 

 
wurde 1975 aufgestellt. Der Geltungsbereich zieht sich entlang der B 83 vom 
südöstlichen Ortsrand ausgehend weiter in südöstlicher Richtung. Das Gebiet 
wird im Südwesten durch die Bahnstrecke begrenzt. Ganz überwiegend wird die 
Nutzung Gewerbe ausgewiesen. Im nordwestlichen Teilbereich ist im Übergang 
zum Rand des ursprünglichen Dorfes jedoch ursprünglich Mischgebiet 
ausgewiesen. Dieser Bebauungsplan hat im Laufe der Zeit eine Reihe von 
Änderungen erfahren. Trotz seiner Bezeichnung als „Gewerbegebiet“ war der 
nordwestliche Teil des Geltungsbereiches als „Mischgebiet“ ausgewiesen. Die 
kleine Fläche eines Wohnhauses am südwestlichen Rand des ursprünglichen 
Geltungsbereiches wurde von Beginn an ausgespart. Diese Nutzung ist 
entsprechend ebenfalls zu berücksichtigen. 
 
Die Änderung Nr. 1 und Ergänzung erfolgte 1998 für den Bereich am Bilstein. 
Der Geltungsbereich der hier geplanten Änderung ist davon nicht direkt 
betroffen. Interessant ist jedoch die Festsetzung durch Text Nr. 5, die für dieses 
Teilgebiet innerhalb des gesamten Bebauungsplans einen flächenbezogenen 
Schallleistungspegel von tags 60 dB(A) und nachts 45 dB(A) als Höchstwerte 
festsetzt. Dies entspricht den Anforderungen an ein Mischgebiet. 
 
Die Änderung Nr. 2 erfolgte 1999 für denselben Geltungsbereich. 
 
Die Änderung Nr. 3 erfolgte 2006 für einen Geltungsbereich, der gegenüber den 
beiden vorangegangenen Änderungen etwas kleiner ist und am Nordwestrand 
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Ausschnitt mit Änderung Nr. 5 des Bebauungsplans Nr. 12 aus dem Jahr 2016, farbig markiert das danach 
verbleibende Mischgebiet 

 
vom „Sandweg“ begrenzt wird. Auch diese Änderung ist für den Geltungsbereich 
der hier geplanten Änderung nicht relevant.  
 
Die Änderung Nr. 4 betrifft eine kleine Teilfläche innerhalb des Geltungsbereiches 
der Änderung Nr. 3 und ist hier ebenfalls nicht von Bedeutung. 
 
Die Änderung Nr. 5 erfolgte 2016 und betrifft einen Teil des Mischgebiets 
nordwestlich der Straße „Haischwiese“ am Nordwestrand des ursprünglichen 
Bebauungsplans von 1975. Hier wurden im Geltungsbereich der Änderung zwei 
Gewerbegebiete festgesetzt. Ein Teil des Mischgebiets wurde erhalten. 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass schon immer maßgebliche 
Flächen, die als „Mischgebiet“ ausgewiesen waren oder sind, an die gewerblichen 
Flächen angrenzen. Diese Situation war von jeher Grundlage bei Investitions- 
und Ansiedlungsentscheidungen der ortsansässigen Gewerbebetriebe. 
 
Die hier geplanten Änderungen für den Geltungsbereich der Änderung Nr. 6 mit 
dem Flurstück 71/4 beziehen sich also auf die Festsetzungen des ursprünglichen 
Bebauungsplans Nr. 12 aus dem Jahr 1975. Änderungen der dortigen 
Festsetzungen, insbesondere die Festsetzung als Gewerbegebiet (GE), sind  
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Ausschnitt mit Lage des Geltungsbereiches des bestehenden Bebauungsplans aus dem Jahr 1975 

 
erforderlich, um die angestrebte Nutzung für Wohnen zu ermöglichen. 
 
 
5. Ziele, Zweck und wesentliche Auswirkungen der Satzung 
 
Die Fläche des Geltungsbereiches der Änderung bietet sich aufgrund der 
vorhandenen baulichen Strukturen und auch der Lage an. Die Fläche ist bereits 
beplant und die Nutzung als Gewerbegebiet (GE) wird in einem engen und 
notwendigen Bereich in die Nutzung als Urbanes Gebiet (MU) verändert. 
Verkehrserschließung, Kanal und Wasserleitungen sind vorhanden.  
 
In diesem Fall kann auf die Inanspruchnahme von weiterer i.d.R. 
landwirtschaftlich genutzter Fläche verzichtet werden. Das Gebiet ist bereits 
überplant und überwiegend gewerblich bebaut. 
 
Der Grad der Versiegelung wird durch die Änderung des Bebauungsplans nicht in 
negativer Weise verändert. Umweltbelange, Bodenschutz und Artenschutz 
werden durch die Änderung ebenfalls nicht nachteilig berührt. 
 
Die Bebauung soll in Zukunft für Wohnzwecke genutzt werden. Die Nutzung 
bedingt eine angemessen große Erschließung samt den erforderlichen  
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Stellplätzen. Beides kann bereits nachgewiesen werden. 
 
Die vorhandene Infrastruktur kann weiterhin genutzt werden und muss nicht an 
anderer stelle zusätzlich hergestellt werden. Das Vorhaben ist damit Ressourcen 
schonend. 
 
Auch kann ein Leerstand verhindert und eine sinnvolle weitere Wohnnutzung in 
Verbindung mit verträglicher gewerblicher Nutzung geschaffen werden. 
Wohnraum wird in Alheim und besonders auch in Heinebach gesucht. Die 
Nutzungsänderung erfolgt damit als eine willkommene Maßnahme der 
Innenentwicklung der Gemeinde.  
 
Mit der Initiative der Eigentümerin bietet sich für die Gemeinde die Chance, dass 
dringend gesuchter Wohnraum in Heinebach geschaffen werden kann. Dies ist 
auch im Sinne der Stabilisierung und Entwicklung der Wohnbevölkerung vor dem 
Hintergrund des demografischen Wandels. Mit der Priorisierung der 
Innenentwicklung sind wichtige städtebauliche Ziele (s.o.) verbunden. Vor 
diesem Hintergrund stellt sich die Frage von Standortalternativen nicht. 
 
Die Änderung Nr. 6 des Bebauungsplans Nr. 12 betrifft nur eine kleine Teilfläche 
des ursprünglichen Geltungsbereiches des Gewerbegebiets, der in entsprechende 
Nutzungen untergliedert ist. Es handelt sich nicht um eine Neuaufstellung eines 
Bebauungsplans, sondern um eine sehr kleinräumige Änderung, für die die 
Nutzung entsprechend Bedarf und Umgebung bzw. bestehenden Festsetzungen 
angepasst wird.  
 
Die Aufstellung der Satzung wird betrieben, um auf dem Flurstück 71/4 des 
Geltungsbereiches die Nutzungsänderung der vorhandenen Gebäude, 
Verwaltungsgebäude und Betriebsinhabergebäude, in der vorgesehenen Größe 
samt der Nebenanlagen unter Beibehaltung der gewerblichen Nutzung der 
südlich anschließenden Fläche zu ermöglichen.  
 
Die durch die veränderte Nutzung der Gebäude bewirkte Immissionsbelastung 
und sonstige Auswirkungen für Anlieger und Nachbarn werden beiderseits keine 
Konflikte begründen. Die Hinweise zu den Geräuschimmissionen in den 
Stellungnahmen zum Entwurf der Änderung Nr. 6 vom 20.08.2025 wurden 
aufgenommen und für die maßgebenden Lärmimmissionen eine gutachterliche 
Betrachtung angestellt. Im Ergebnis dieses Gutachtens ist eine Wohnnutzung bei 
Berücksichtigung des Schallschutzes am Gebäude möglich (vgl. auch Kapitel 9 
Immisssionsschutz). 
 
Neben dem Lärm aus den gewerblichen Nutzungen ist der Verkehrslärm vor dem 
Hintergrund einer geplanten Wohnnutzung relevant. Die Beeinträchtigungen sind 
vor allem durch die B 83 stärker als durch das Gewerbe. Aber auch dafür können 
geeignete Schalldämmmaßnahmen am Gebäude ausreichend Schutz bieten. 
 
Eine weitere beachtenswerte zusätzliche Belastung der benachbarten Nutzungen 
und des Verkehrs ist nicht erkennbar. Für die bisherige Bestandsbebauung und 
die ansässigen Gewerbebetriebe ergeben sich durch die Änderung auch keine 
erkennbaren wesentlichen Nachteile gegenüber der bisherigen Situation. 
Einschränkungen der Nutzungen in der Nachbarschaft werden nicht begründet. 



Bauleitplanung der Gemeinde Alheim 
Änderung Nr. 6 des BP Nr. 12 „Gewerbegebiet Haischwiese“ im OT Heinebach 
Begründung                                       ENDFASSUNG                                 Stand   16.06.2026 
 
 

 
 
          plusConcept - Kommunale Planung und Entwicklung 11/22 

Insbesondere bleibt der Charakter des „Gewerbegebiets Haischwiese“ 
unverändert erhalten. 
 
 
6. Beschreibung der zukünftigen Nutzung 
 
Der Geltungsbereich des geltenden Bebauungsplans weist Gewerbegebiet (GE) 
aus. Die Änderung des Bebauungsplans für den kleinen Teilbereich der Änderung 
sieht hier eine Änderung in Urbanes Mischgebiet (MU) vor.  
 
Die bisher gewerbliche Baufläche beinhaltet auch das Verwaltungsgebäude des 
vormals ansässigen Speditionsunternehmens. Die Fläche wurde zusammen mit 
angrenzenden Flächen erworben, um die Lagermöglichleiten für den Baumarkt zu 
verbessen. Eine Verwaltung ist dafür nicht erforderlich, was die Nutzung dieses 
Gebäudes für diesen Zweck unnötig macht. Angesichts des Wertes der 
Bausubstanz und der grundsätzlich guten Eignung für eine Umwandlung in 
Wohnraum, besteht die Absicht, das Gebäude für Wohnungen zu nutzen. 
 
Erschließung und Stellplätze in ausreichender Zahl sind bereits jetzt vorhanden 
und können problemlos auf der Seite zur B 83 weiter genutzt werden. 
 
Die nicht bebauten Flächen sind gärtnerisch angelegt. In Richtung Süden sollen 
kleine Terrassen oder Balkone zur Aufwertung der Wohnnutzung möglich sein. 
Dieser Bereich wird dann in Richtung der gewerblichen Flächen durch eine 
Begrünung abgegrenzt. 
 
Die Bepflanzung entlang der Bundesstraße und an der „Haischwiese“, wo Bäume 
und Sträucher bereits wachsen, bleibt erhalten.  
 
Die an das Gebäude bzw. die Terrassen südlich angrenzenden und versiegelten 
Flächen erfahren keine Veränderung hinsichtlich Gestaltung und Nutzung. 
Zwischen den Flurstücken 71/4 (Geltungsbereich) und 71/5 wird lediglich eine 
Durchfahrt geschaffen, um die innerbetrieblichen Wege und Abläufe der 
Lagerhaltung im notwendigen Maße zu optimieren. 
 
 
7. Erschließung 
 
Die Erschließung und Zufahrt des Plangebiets erfolgt über die vorhandene 
Gemeindestraße „Haischwiese“, die bereits die schon vorhandene Bebauung 
erschließt. 
 
Die Anbindung des Kraftfahrzeugverkehrs an das klassifizierte Straßennetz 
erfolgt über die „Haischwiese“ in der Nähe des Ortsendes an die B 83.  
 
Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (Bahn, ÖPNV, DB Regio 
Bus-Linien 304 und 305) erfolgt in Heinebach. 
 
Die öffentliche Erschließung durch Ver- und Entsorgungsleitungen ist bereits jetzt 
gegeben. Dies führt zu einer städtebaulich naheliegenden und kostengünstigen 
Innenentwicklung.  
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Die Erschließung mit allen erforderlichen Medien ist somit zusammenfassend 
gesehen gesichert. Es werden teils noch Abstimmungen mit den Versorgern und 
Genehmigungen erforderlich werden. 
 
Die genaue Lage der Angriffswege und Aufstellmöglichkeiten für die Feuerwehr 
werden sich am Bestand orientieren sowie den gesetzlichen Vorgaben 
entsprechen und in den anschließenden Verfahren nach Hessischer Bauordnung 
(HBO) bestimmt. Sie werden auf dem Umbaukonzept beruhen. 
 
Auch die Löschwasserversorgung wird den einschlägigen Vorgaben entsprechend 
sichergestellt. 
 
 
8. Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 

Landschaftspflege 
 
Die Änderung Nr. 6 des Bebauungsplans Nr. 12 „Gewerbegebiet Haischwiese“ im 
OT Heinebach betrifft ein einzelnes Grundstück mit einer Fläche von insgesamt 
4.539 m2 innerhalb des bestehenden Gewerbegebietes. Die Grundstücksfläche 
wird bisher durch eine Spedition genutzt, die hier ihr Verwaltungsgebäude und 
eine separate Betriebswohnung in einem Wohnhaus errichtet hat.  
 
Größtenteils ist die Fläche durch Gebäude und befestigte Hofflächen versiegelt 
(vgl. Abbildung „Ausschnitt Luftbild mit dem betroffenen Grundstück des 
Geltungsbereiches und seiner Umgebung“ Seite 6, Kapitel 3). Lediglich im 
Bereich der nordwestlichen und nordöstlichen Grundstücksgrenzen entlang der 
angrenzenden Gemeindestraße „Haischwiese“ und der „Nürnberger Straße“ 
(Bundesstraße B 83) sowie der südöstlichen Grenze befinden sich lineare 
Gehölzstrukturen aus Bäumen und Sträuchern. 
 
Auf Grund der beabsichtigten Nutzungsänderung, die eine Umwidmung des 
bestehenden Verwaltungsgebäudes für Wohnzwecke vorsieht, besteht die 
Notwendigkeit der Änderung des Bebauungsplanes. Die Durchführung des 
Bauleitplanverfahrens erfolgt nach § 13a BauGB im beschleunigten Verfahren als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung.  
 
Die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Sinne von § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB sind nicht über den 
Rahmen des bisher geltenden Bebauungsplans hinaus betroffen. Der Änderungs-
bereich wird gegenwärtig für gewerbliche Nutzungen entsprechend der bisheri-
gen Zulässigkeit genutzt.  
 
Die beabsichtigte Nutzungsänderung des bestehenden Verwaltungsgebäudes 
lässt keine erheblichen Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Fläche, Boden, Wasser, 
Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie auf das Landschafts-
bild und die biologische Vielfalt erkennen. Das Gebäude und die umliegenden 
Hofflächen sind bereits vorhandenen und unterlagen einer regelmäßigen 
Nutzung.  
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Durch die Änderungsplanung in dem eng begrenzten Bereich des Flurstücks 71/4 
von der Nutzung als Gewerbegebiet (GE) hin zu einer Nutzung als Urbanes 
Gebiet (MU) ergeben sich keine zusätzlichen Eingriffe in Natur und Landschaft, 
die über die bisherigen Festsetzungen in Bezug auf das Maß der baulichen 
Nutzung hinaus gehen. Die vorhandene Bebauung und die bestehenden Flächen-
versiegelungen sind im Rahmen der jeweils geltenden planungsrechtlichen 
Zulässigkeit entstanden und die damit einhergehenden Eingriffe in Natur und 
Landschaft somit bereits erfolgt. 
 
Hinweise auf artenschutzrelevante gebäudebewohnende Tierarten liegen nicht 
vor. Im Zuge der Aufstellung der Bebauungsplan-Änderung wurde das bisherige 
Verwaltungsgebäude von einem sachkundigen Biologen auf Hinweise zum 
Vorkommen von besonders geschützten oder streng geschützten Tierarten 
überprüft. Entsprechende Hinweise konnten nicht erbracht werden. Bei zukünf-
tigen Genehmigungsverfahren innerhalb des Geltungsbereiches (beispielsweise 
baurechtliche Nutzungsänderung) sind die artenschutzrechtlichen Belange 
detailliert zu prüfen. Die artenschutzrechtlichen Vorgaben des § 44 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) sind grundsätzlich zu beachten. 
 
Der Erhalt des Gehölzbestand innerhalb des Geltungsbereiches wird sicherge-
stellt, so dass sich hier keine nachteiligen Auswirkungen für vorhandenen 
Grünstrukturen ergeben. Im Bebauungsplan sind die entsprechenden Flächen 
zeichnerisch gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 25 b) BauGB zur dauerhaften Erhaltung von 
Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt. Fachgerechte 
Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen sind zulässig. 
 
Das Maß der baulichen Zulässigkeit wird sich durch die Bebauungsplanänderung 
nicht erhöhen und damit sind zusätzliche Beeinträchtigungen des Boden- und 
Wasserhaushaltes nicht gegeben. Aus diesem Grund kann auf eine bodenfunktio-
nale Kompensationsbetrachtung verzichtet werden. 
 
In der Planzeichnung der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 12 im OT 
Heinebach wird darauf hingewiesen, dass bei der Umsetzung der Planung die 
vom Hessischen Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz (HMUKLV 2018) herausgegebenen Merkblätter "Bodenschutz 
für Bauausführende" und "Bodenschutz für Häuslebauer" zu beachten sind. 
 
Luft und Klima werden durch die Planänderung keine erkennbaren gravierenden 
Veränderungen erfahren. Das Landschaftsbild ändert sich durch die Umwidmung 
der Gebäudenutzung ebenfalls nicht. 
 
Die Erhaltungsziele und der Schutzzweck von Natura 2000-Gebiete im Sinne des 
Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) sind von der Änderung des Bebau-
ungsplanes nicht betroffen.  
 
Durch die geplante Änderung der zulässigen Art der baulichen Nutzung sind 
keine nachteiligen umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine 
Gesundheit zu erwarten. Signifikante Veränderungen oder Vergrößerungen der 
Immissionen sind durch die zusätzliche Nutzung und den damit verbunden 
Verkehr nicht zu erwarten. Es handelt sich dabei im Wesentlichen um Schall-
immissionen, verursacht durch Ziel-Quellverkehr, die die bisherige Zahl nicht 
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überschreiten wird. Weitere Schall-Immissionen, die für die Bebauung selbst 
relevant sind, ergeben sich durch die benachbarten Betriebe und die Bundes-
straße. Im Rahmen eines schalltechnischen Prognosegutachtens wurden geeig-
nete Lärmschutzmaßnahmen aufgezeigt, die über entsprechende Festsetzungen 
im Bebauungsplan Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
vorgeben. 
 
Die vorgesehene Weiternutzung von bestehender Gebäudesubstanz trägt neben 
der Vermeidung von weiterer Flächenversiegelung auch zur Vermeidung von 
Emissionen durch eine Neubebauung bei, ein sachgerechter Umgang mit Abfällen 
und Abwässern ist auf Grund der Bestandssituation und der bestehenden 
Erschließung gesichert. Auf dem Verwaltungsgebäude befindet sich auf der 
südausgerichteten Dachfläche bereits eine Photovoltaikanlage, so dass eine 
Nutzung erneuerbarer Energien bereits gegenwärtig erfolgt.  
 
Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan 
zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind, 
liegen nicht vor. 
 
Im Ergebnis werden keine erheblichen Auswirkungen auf die Belange des 
Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB gesehen, die durch die Änderungsplanung 
ausgelöst werden könnten. Im Übrigen wird in diesem Zusammenhang auf § 13a 
Abs. 2 Nr. 4 BauGB hingewiesen, wonach Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung 
eines Bebauungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 6 
BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulässig gelten. 
 
 
9. Immissionsschutz 
 
Signifikante Veränderungen oder Vergrößerungen der Immissionen sind durch 
die veränderte Nutzung und den damit verbunden Verkehr nicht zu erwarten. Es 
handelt sich dabei im Wesentlichen um Schallimmissionen, verursacht durch Ziel-
Quellverkehr von einer überschaubaren Anzahl von Nutzern, die die bisherige 
Zahl nicht überschreiten wird. 
 
Weitere von außen auf das Gebiet einwirkende Schall-Immissionen, die für die 
Bebauung selbst relevant sind, ergeben sich durch die benachbarten Betriebe 
und die Bundesstraße. Beides ist aber bereits jetzt für das Grundstück vorhanden 
und betrifft weitere Anlieger mit Wohnbebauung an der Nürnberger Straße 
gleichermaßen. Durch die Änderung der Nutzung von GE in MU gelten niedrigere 
Tagwerte nach TA Lärm (63 dBA anstelle von 65 dBA), die aber dem 
Lagerbetrieb im Umfeld gerecht werden. Die Nachtwerte sind wie bei allen 
Mischgebieten niedriger als bei den Gewerbegebieten (45 dBA anstelle von 50 
dBA). Eine Lagerhaltung und entsprechender Betrieb finden aber nur tagsüber 
statt. Alleine dadurch kann die lt. TÜV-Gutachten (s.u.) für den gewerblichen 
Lärmanteil maßgebliche Lärmimmission relativiert werden. Der Betrieb auf den 
relevanten direkt angrenzenden Flächen kann angepasst und damit sogar das 
Einhalten der Grenzwerte nach TA Lärm für urbane Gebiete auch nachts 
eingehalten werden. 
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Lage der Immissionspunkte im Geltungsbereich (Quelle: Gutachten des TÜV Hessen) 
 
Unweit des Geltungsbereiches befindet sich in südöstlicher Richtung ein Gips 
produzierender Betrieb. Die für den Betrieb relevanten Immissionswerte für Lärm 
und Staub mussten in einem Immissionsschutzrechtlichen Verfahren erst vor 
kurzer Zeit nachgewiesen werden. Die Werte an den relevanten Immissionsorten 
für beide Immissionen konnten danach mühelos eingehalten werden. Die derzeit 
für die Wohnnutzung zu beachtenden und die geltenden Grenzwerte 
überschreitenden Lärmimmissionen sind nicht auf diesen Betrieb zurückzuführen.  
 
Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen zu der geplanten Wohnnutzung 
innerhalb des MU, die darin einen Konflikt mit den gewerblichen Nutzungen 
aufgrund der vorhandenen Lärmimmissionen sehen, wurde ein Gutachten 
erstellt, das diesen möglichen Konflikt aufgreift und fachlich bearbeitet. 
 
Das Gutachten geht dabei auch von den nach Ausweisung im bestehenden 
Bebauungsplan maximal möglichen Immissionen aus, berücksichtigt dabei aber 
die ohnehin bereits durch Anlieger bedingten Minderungswerte für die 
Lärmimmissionen. Außer den gewerblichen Immissionen wurden auch die 
Immissionen durch die Bahnlinie und die Bundesstraße berücksichtigt. 
 
Im Ergebnis kann eine Beeinträchtigung der Nutzungsmöglichkeiten der 
benachbarten Betriebe im Gewerbegebiet durch die Nutzungsänderung im 
Geltungsbereich der Änderung Nr. 6 des Bebauungsplans Nr.12 vermieden 
werden. Es sind zusätzliche Schallschutzmaßnahmen am bisherigen Bürogebäude 
bei einer Nutzungsänderung in Wohnen erforderlich, die allerdings überwiegend 
aus dem Verkehrslärm resultieren. Die entsprechenden vorgeschlagenen 
Maßnahmen wurden als Festsetzungen in den fortgeschriebenen Entwurf 
übernommen. 
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Das Gutachten wurde den Unterlagen der Beteiligungen nach §§ 3 (2) und 4 (2) 
BauGB i.V. m. § 13a BauGB beigefügt. 
 
 
10. Sonstige Belange, Flächenbilanz 
 
10.1. Land- und Forstwirtschaft 
 
Belange der Land- und Forstwirtschaft sind durch die Maßnahme der 
Innenentwicklung nicht betroffen. 
 
10.2. Denkmalschutz 
 
In der nächsten Umgebung befinden sich keine bekannten Kulturdenkmale oder 
denkmalgeschützte Gesamtanlagen oder Bodendenkmale, die für die Änderung 
des Bebauungsplans relevant sein könnten. 
 
10.3 Grundwasserschutz 
 
Der Geltungsbereich der Änderung des Bebauungsplans befinden sich in einem 
im Regionalplan ausgewiesenen Vorbehaltsgebiet für den Grundwasserschutz. 
Der Geltungsbereich liegt jedoch außerhalb von Trinkwasser- und 
Heilwasserschutzgebieten. 
 
10.4 Bodenschutz 
 
Das Schutzgut Boden ist durch die Planung nicht in negativer Weise betroffen. 
Der Geltungsbereich ist bereits weitestgehend versiegelt. Eine weitere 
Bodenversiegelung findet nicht statt. 
 
10.5 Flächenbilanz 
 
Nutzung Bezeichn. Fläche in 

m2 
GRZ/Versiegelung 

    
Urbanes Gebiet, Geltungsbereich MU 4.539 max. 80% 
davon Bestand Grünfläche Haischwiese Erhalt      437 0% 
davon Bestand Grünfläche B 83, Rest Erhalt     697 0% 
davon bebaut/versiegelt mit Durchf. 3.405 100% 
    
Gesamtfläche Geltungsbereiche  4.539  

 
 
11. Festsetzungen  
 
11.1. Planerische Ziele 
 
Ziel und Anlass der Änderung Nr. 6 des BP Nr. 12 im Ortsteil Heinebach ist das 
Ermöglichen einer Nutzungsänderung der vorhandenen Bebauung mit einem 
gewerblichen Verwaltungsgebäude und einer ehemaligen 
Betriebsinhaberwohnung in eine dauerhafte Wohnnutzung. Diese ist nach den 
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derzeitigen Festsetzungen des geltenden Bebauungsplans ausgeschlossen. Damit 
einher geht eine städtebaulich erwünschte Innenentwicklung. Dieses Vorgehen 
schont in vielfältiger Weise Ressourcen, nutzt vorhandene Infrastruktur und 
schont u.a. Natur, Freiraum, landwirtschaftliche Betriebsflächen und Umwelt. 
Als Ziel wird ein gemischt genutztes Gebiet angestrebt, das die gewerbliche 
Tätigkeit im bisher möglichen Maße weiter ermöglicht und gleichzeitig ein 
gesundes Wohnen ermöglicht. 
 
Die Festsetzungen des ursprünglichen Bebauungsplans werden berücksichtigt 
und fortgeschrieben. Es gelten für die Änderung in Zukunft nur die mit der 
Änderung einhergehenden Festsetzungen. 
 
11.2. Festsetzungen 
 
11.2.1. Art der baulichen Nutzung 
 
Im bisherigen Gewerbegebiet ist eine Wohnnutzung außer im Zusammenhang 
mit betrieblichen Zwecken nicht möglich. Für die angestrebte Nutzungsänderung 
des Verwaltungsgebäudes und die dauerhafte Sicherung des Gebäudes mit der 
ehemaligen Wohnung des Betriebsinhabers ist daher eine Änderung der Nutzung 
erforderlich. Die Nutzung urbanes Gebiet (MU) ermöglicht das Wohnen und liegt 
dabei inhaltlich mit der Art der Nutzung sehr nah an der bisherigen gewerblichen 
Nutzung, womit Eigenart und betriebliche Vorgänge in der Umgebung gewahrt 
werden können.  
 
Ein großer Teil der Fläche des Geltungsbereiches in Richtung „Industriestraße“ 
kann ohne störende Wirkung auf das Wohnen gewerblich weiter genutzt werden. 
 
Möglich sind damit die Nutzungen, die nach § 6a Abs. 1 und Abs. 2 BauNVO 
zulässig sind.  
 
Auch eine ausnahmsweise Nutzung nach Abs. 3 entspricht allerdings nicht den 
Entwicklungszielen für den Geltungsbereich und dies wird demnach 
ausgeschlossen. 
 
11.2.2. Maß der baulichen Nutzung und Höhe baulicher Anlagen 
 
Festgesetzt wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 als Maximalwert. Eine 
Überschreitung ist nach den städtebaulichen Gründen des Satzes 4 des § 19 Abs. 
4 der BauNVO jedoch ausnahmsweise zur angemessenen Entwicklung der Fläche 
möglich. Der Wert bezieht sich auf die Gesamtfläche des Geltungsbereiches und 
spiegelt den derzeitigen Ist-Zustand wider. 
 
Die Geschossflächenzahl wird auf den maximal möglichen Wert von 3,0 
festgesetzt, was mit der maximalen Geschosszahl von 3 Vollgeschossen 
korrespondiert. Gesichert wird die Höhenentwicklung von Bauten durch die 
Festlegung der maximalen Höhe von 12,00 m. Dies kann die Firsthöhe sein. Bei 
Flachdächern stellt dieses Maß auf die Oberkante der Attika ab. Kleinere 
Aufbauten für die Technik, wie z.B. Aufzugsschächte und Anlagen zur Nutzung 
von Solarenergie bleiben davon unberührt. 
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11.2.3. Bauweise 
 
Hier wird eine geschlossene Bebauung ermöglicht, die eine Gebäudelänge von 
über 50 m ermöglicht. Von einer Gliederung der Fassaden wird im Hinblick auf 
den Bestand ausgegangen. Die Grenzabstände sind jedoch einzuhalten. 
 
11.2.4. Überbaubare Grundstücksfläche 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche ergibt sich unter Berücksichtigung des Maßes 
der Nutzung durch die Baugrenzen. Diese greifen die Baugrenzen des 
ursprünglichen Bebauungsplans auf. Es erfolgt aber eine Ergänzung, sodass zwei 
Baufelder entstehen. Die Überschreitungen der Baugrenze durch vorhandene 
Erschließungsanlagen und Stellplätze ist erforderlich und wird gesichert. 
 
Durch die entstehenden Baufelder 1 und 2 ist darin die Bebauung der derzeit nur 
versiegelten Flächen mit gewerblichen Bauten möglich. Zur Wahrung des 
vorhandenen und sinnvollen Abstands der geplanten Wohnnutzung und zur 
zukünftigen Sicherung dieses Abstands zu den Gewerbeflächen wird eine 
Erweiterung oder eine zusätzliche Bebauung, die Wohnzwecken dienen soll, nur 
im Baufeld 2 zugelassen. 
 
Im vorhandenen Bebauungsplan und in der Planänderung haben die Baugrenzen 
einen Abstand von 5,00 m an der Grenze zur Gemeindestraße und von 20,00 m 
zum Fahrbahnrand der B 83.  
 
Damit wird auch die Baufreihaltezone zur B 83 hin gesichert. 
 
11.2.5. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft 
 
Der vorhandene Bestand an Bäumen und Sträuchern auf dem Grundstück 
entlang der „Haischwiese“ und an der B 83 wird gesichert. Dies trifft auch 
ungeachtet der Baugrenze entsprechend dem ursprünglichen Bebauungsplan auf 
die Gehölz- und Baumstrukturen an den Grenzen zu den Flurstücken 72/1 im 
Südwesten des Geltungsbereiches und 71/5 im Südosten zu. 
 
Das Flurstück 71/5 wird als Teil der Lagerflächen des Betriebs mit dem 
Geltungsbereich Flurstück 71/4 mittels einer Durchfahrt verbunden. Die 
vorhandenen Gehölze werden in der notwendigen Breite zurückgenommen. 
 
Ansonsten werden der Schutz und die Pflege der vorhandenen und in der 
Planzeichnung dargestellten Gehölzbestände auch in den Festsetzungen durch 
Text noch einmal aufgegriffen. 
 
Der ursprüngliche Bebauungsplan, dessen Festsetzungen im Bereich des 
Gewerbegebiets nur eine Bepflanzung zur B 83 vorsah, wird vom Grundsatz her 
fortgeführt. In diesem Sinne erfolgt keine Kompensation für die Fläche der 
Durchfahrt und auch die möglichen Entsiegelungen an der südlichen Traufseite 
des Gebäudes werden nicht festgesetzt oder in Ansatz für einen Ausgleich 
gebracht. 
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11.2.6. Maßnahmen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Geräusche  
 
Die Geräuschimmissionen wurden gutachterlich untersucht. Für den 
Geltungsbereich relevant sind sowohl Immissionen der benachbarten 
gewerblichen Anlagen als auch des Verkehrs. Das Gutachten hat einen 
Lärmschutzpegelbereich von IV als Grundlage für die erforderliche 
Schalldämmung der Außenbauteile von schutzbedürftigen Räumen festgestellt.  
 
Zum Schutz der Wohnnutzung innerhalb des MU vor diesen Immissionen werden 
Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB im Text festgesetzt, die dazu führen, 
dass eine für die Bewohnerinnen und Bewohner unschädliche Wohnnutzung 
ermöglicht wird. 
 
In allen Schlafräumen und Kinderzimmern sind demnach schalldämmende, 
fensterunabhängige Lüftungseinrichtungen einzubauen. Eine weitere 
Konkretisierung der erforderlichen Maßnahmen kann auf Grundlage der 
Festsetzungen im Bebauungsplan im Zuge von Baugenehmigungsverfahren oder 
dem Einreichen der Bauvorlagen erfolgen.  
 
11.2.7. Grenze des räumlichen Geltungsbereiches  
 
Die Änderung des geltenden Bebauungsplans umfasst lediglich das Flurstück 
71/4 in Flur 9 der Gemarkung Heinebach.  
 
Die Abgrenzung konzentriert sich auf den Bereich innerhalb des 
Geltungsbereiches des geltenden Bebauungsplans von 1975, der für den Zweck 
der Planung, nämlich die Nutzungsänderung des Bürogebäudes zu 
Wohnzwecken, erreicht werden soll. 
 
Innerhalb des Urbanen Gebiets werden damit eine Wohnnutzung und eine  
gewerbliche Nutzung stattfinden. Die Nutzungsmischung muss aber nicht 
gleichgewichtig sein. 
 
Durch die enge Begrenzung der Fläche mit dem Fokus auf die nun auch 
ermöglichte Wohnnutzung wird nur eine sehr kleinräumige Veränderung erfolgen, 
wodurch der Gebietscharakter für den deutlich größeren Geltungsbereich des 
ursprünglichen Bebauungsplans auch im Hinblick auf die Änderungen der letzten 
Jahrzehnte gewahrt bleibt. 
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12. Fotos des Plangebiets 
 

 
 
Abb. 1 Zufahrt zum derzeitigen Verwaltungsgebäude von der „Haischwiese“ und  
Stellplätze in Richtung Südosten, links die Begrünung an der B 83 
 

 
 
Abb. 2 Verwaltungsgebäude aus südlicher Richtung, rechts die vorhandene Betriebswohnung 
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Abb. 3 Blick von der Einmündung „Industriestraße“ in die Straße „Haischwiese“ 
mit Blick in Richtung B 83 
 

 
 
Abb. 4 Baumarkt der Firma Schäfer Baustoffe an der „Haischwiese“ 
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Abb. 5 Blick über das Gelände südlich des Verwaltungsgebäudes in Richtung Osten 
 
 

 
 
Abb. 6 Benachbarte Fläche des Baustoffhandels mit typischer Bebauung und Nutzung  
der Freiflächen 
 


